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ALLES Kursiv in ROT bitte vor Versenden entfernen!!!
Zur Kenntnis per Email an Bundesumweltminister Röttgen und die Espoo Kontaktstelle  service@bmu.bund.de; poststelle@bmu.bund.de; In Bayern an Umweltminister Dr. Markus Söder  poststelle@stmug.bayern.de
Es interessiert die Bundesregierung und die Bayerische Regierung überhaupt nicht, ob ihre BürgerInnen sich von Atom in Polen bedroht fühlen oder nicht Und diese sich alleine mit polnischen Behörden abkämpfen müssen. Amtssprache ist deutsch. Aber nach den erfahrungen mit UVP Temelin 3+4 -wer englisch kann, mit dazu, wird vielleicht besser verstanden.  Polnisch- noch besser. Jeder in Deutschland ist einwendungsberechtigt. Er muss nur davon erfahren!!!! Bitte eigene Forderungen mit unterbringen, dafür andere gerne aus dem Text  herausnehmen. Je vielseitiger die Einwendungen, desto mehr hat Polen zu tun. Einwendungsschluss ist der 04.Januar 2012. 3 Monate Frist auch für Deutschland haben  Greenpeace Polen und Europe für uns durchgekämpft.Deutsche Umweltministerien sind faul und benachrichtigen ihre BürgerInnen nicht aktiv. Damit verstoßen sie gegen die Aarhus-Konvention Artikel 3(9)Wer Zeit, Lust und Nerven hat,  kann das einklagen ;-) mehr zu Aarhus beim UfU Berlin http://www.ufu.de/de/projekte-umweltrecht/buergerrechte.html 

(1)Aarhus Konvention Artikel 3 Absatz 9

CONVENTION ON ACCESS TO INFORMATION, PUBLIC PARTICIPATION IN DECISION-MAKING AND ACCESS TO

JUSTICE IN ENVIRONMENTAL MATTERS

done at Aarhus, Denmark, on 25 June 1998

Article 3

GENERAL PROVISIONS

9. Within the scope of the relevant provisions of this Convention, the public shall have access to information, have the possibility to participate in decision-making and have access to justice in environmental matters without discrimination as to citizenship, nationality or domicile and, in the case of a legal person, without discrimination as to where it has its registered seat or an effective centre of its activities.
Name……
Adresse…..

Ort………..                                                                                             Datum……….                                         

Betreff: Einwendung Strategische Umweltprüfung Atomprogramm Polen
Aufgelegt in Deutschland vom Bundesumweltministerium vom 05.10.2011 bis 04.01.2012
Sehr geehrte Damen und Herren,
durch die polnischen Pläne die Atomenergie  auszubauen, wie in der Strategische Umweltprüfung Atomprogramm Polen dokumentiert, sehe ich meine Grundrechte auf körperliche Unversehrtheit, Leben und Eigentum gefährdet. 
Wie die High-Tech-Nation Japan eindrücklich beweist, ist Atomenergie unbeherrschbar und nicht mit dem Recht der Bevölkerung auf Unversehrtheit vereinbar. 

Wie die starke Luftverschmutzung in den Jahren vor der Grenzöffnung bewiesen hat, ist besonders der Nordbayerische/Thüringer und Sächsische Raum von Luftmassen aus Polen tangiert. Bei Reinluft stört uns das nicht. Aber im Falle eines SuperGAU bedeutet es bis ins fränkische Fichtelgebirge, wir werden unsere Heimat verlassen müssen. Radioaktive Stoffe können von den geplanten Atomkraftwerken über den Luftweg bis hin zu meinem Wohnsitz gelangen und damit in meine Atemluft und in die Nahrung. 
Tschechien hat wegen Erdbebengefahr im Egerer Becken von Atomkraftwerkbau im Norden Tschechiens abgesehen. Polen scheint das nicht zu interessieren. Dass tatsächlich die Gefahr von schweren Erdbeben besteht, beweisen neueste Studien der Universität Leipzig und der Universität München. 

Bei der Porzellanausstellung „Königstraum und Massenware“ wurden besonders wertvolle Exponate wegen Erdbebengefahr sogar nicht ins Fichtelgebirge geliefert!!! Nachfragen ob der Richtigkeit dieser Angaben sind zu richten an : 
Europäisches Industriemuseum für Porzellan, Werner-Schürer-Platz 1, 95100 Selb-Plößberg, Tel 0049 9287 / 918000, Fax: 0049 9287 / 9180030 info@porzellanwelten.org  http://www.porzellanwelten.org

Ich befürchte Verseuchung und Verstrahlung durch Leckagen, Störfälle und Erdbeben. Ein Atomkraftwerk wird die Produktion und Lagerung von Atommüll verursachen und Uran- und Atommülltransporte erfordern. Das Risiko von Transportunfällen, Flugzeugabstürzen und Terroranschlägen nimmt zu. Einen absolut sicheren Schutz gibt es nicht.

Bereits im “Normalbetrieb” setzen Atomkraftwerke Radioaktivität frei. In Deutschland dokumentierte 2007 eine Studie des Bundesamtes für Strahlenschutz vermehrt Leukämiefälle bei Kleinkindern in AKW-Nähe. Die Ergebnisse der Studie müssen im Zusammenhang mit den geplanten AKW berücksichtigt werden. Der Betrieb eines Atomkraftwerks würde den lebensfeindlichen Uranabbau vermehren und ist im Vergleich zu anderen Energieträgern kein wirksamer Beitrag zur Bekämpfung der Klimakatastrophe. Erneuerbare Energien sind langfristig günstiger und verursachen keine Nebenwirkungen wie Atommüll. Radioaktivität (Strahlung / Partikel) und z. B. Tritium haltige Abwässer gefährden vor Ort die Landwirtschaft und das Grund- und Trinkwasser.

Eine militärische Nutzung von Atombrennstoff und Atommüll kann grundsätzlich ebenso wenig ausgeschlossen werden wie Atomspionage. Es wird nie ein Endlager geben, in dem der Atommüll sicher gelagert werden kann. Die Erfahrungen in der Asse-II haben ungeahnte Probleme aufgezeigt, die bereits mit dem Bau eines AKW berücksichtigt werden müssen. 

Ebenso die Kosten für den Rückbau. Kann Polen sich das leisten? In Deutschland fallen 18 Milliarden Euro für den Rückbau alter, unsicherer  Kernkraftwerke an. Auch die geplanten polnischen Kernkraftwerke werden einmal Rückgebaut werden. Wer bezahlt das? Polen? 
Die in der Strategischen Umweltprüfungen Atomprogramm Polen geplanten Reaktoren lassen bei ihrer Realisierung eine Gefährdung für mein Leben und mein Eigentum  befürchten. Ich befürchte, sämtliche internationale Standards im Rahmen der Aarhus Konvention und der Espoo Konvention für SUP-Verfahren werden nicht eingehalten. So bin ich zum Beispiel nicht aktiv wie von der Aarhus-Konvention Artikel 3 Absatz 9 (1) gefordert, informiert worden. Ich war auf Mundpropaganda angewiesen und habe erst auf diesem Wege erfahren, dass das Bundesumweltministerium zur Beteiligung an der Strategischen Umweltprüfung Atomprogramm Polen aufgerufen hat, sich zu beteiligen. Das Umweltministerium meines Bundeslandes Bayern hat mich nicht aktiv unterrichtet. Dabei hätte ich mich seit dem 5. Oktober an der SUP Atomprogramm Polen beteiligen dürfen.
Niemand kann sich als Laie innerhalb von wenigen Wochen, auch innerhalb von drei Monaten, ausreichend über ganze Atomprogramme der Nachbarländer kundig machen.
Wurde die Konformität der Rechtslage in Polen mit den EU-Richtlinien bzw. der Aarhus Konvention und der Espoo Konvention im Vorfeld überprüft? Und führt/ führte dies entweder zum Gegenstand von bilateralen Konsultationen? Oder wurde es zur Anregung eines Vertragsverletzungsverfahrens bei der EU-Kommission genommen? 

Hat das Bundesumweltministerium allen Bundesländern gleichzeitig das Verfahren kundgemacht?  Wie dies den Forderungen der Aarhus Konvention Artikel 3 Absatz 9 (1) und der Espoo Konvention entspricht? Und damit geltendem Europäischem Recht? 

Die Auswirkungen von Tschernobyl sind bis heute im Fichtelgebirge zu spüren. 
Die Grenze von Verstrahlung bei Lebensmitteln wurde von 100 Becquerel  vor Tschernobyl auf 500 Becquerel nach Tschernobyl angehoben.

Früher wurde all jährlich der deutsche Krebsatlas veröffentlicht. Seit Tschernobyl verzichtet man wohlweislich darauf. Aus Krebspraxen hört man, die Anzahl der Krebspatienten habe sich seit Tschernobyl gut verdoppelt.

Wenn jeder Staat für seine Energieversorgung selbst zuständig ist, so hört das bei Atomanlagen auf. Diese sind Anlagen mit denen Geld verdient wird. Und die gleichzeitig ganze Kontinente verseuchen können. 
Wenn Polen Atomkraftwerke bauen will - als Aspirant (!) - so muss es wirtschaftlich selbstständig das Restrisiko auch in den europäischen Nachbarstaaten abdecken können. Ein zweites Griechenland kann sich Europa nicht leisten. Ein zweites, atomares, polnisches „Griechenland“ kann sich Europa nicht leisten.  Schäden an meinem Eigentum im Schadensfall müssen im Rahmen einer atomaren Haftpflicht vollständig  abgedeckt werden. 
Es muss sichergestellt werden, ich werde in ein Land meiner Wahl evakuiert werden und auf Kosten des Betreibers des Atomkraftwerkes oder auf Kosten von Polen. Es muss sichergestellt werden, ich werde genügend Geld zur Verfügung zu haben, mein Leben am Ort meiner Wahl in angemessenem Standard weiterleben zu können. Ich bin nicht bereit, mein Leben in einer verstrahlten Zone zu fristen wie die von Fukushima betroffenen Japaner. Ich bewundere diese Leute für ihre Gelassenheit, ich habe sie nicht.

Es muss geprüft werden, auf welchem Wege für eine umfassende finanzielle Absicherung und grenzübergreifende Atomhaftpflicht die nötigen „rechtlichen Möglichkeiten“ (Land/Bilateral/EU)  mit Substanz erfüllt werden können. Ich bin nicht mehr bereit das Restrisiko für den atomaren Wahnsinn der Nachbarn zu tragen. Deutschland steigt aus gutem Grund aus der Atomkraft aus. 
Dass ausgerechnet Polen, dass als einziges Land in Europa im Mai 1986 aus Angst vor Tschernobyl Jodtabletten an seine Kinder verteilen ließ, heute in die Atomkraft einsteigt, ist absolut unverständlich.

Atomreaktoren sind mit den heutigen Sicherheitsansprüchen nicht mehr „günstig“. Der mit ihnen erzeugte Strom ist zu teuer. Der derzeit in Bau befindliche Reaktor in Finnland wird auf derzeit 7,7 Milliarden Euro Baukosten geschätzt. Wer sich einredet, das wäre wirtschaftlich, der beweist, er unterliegt Illusionen und anderen Interessen, beherrscht aber ganz sicher nicht wirtschaftliche und rationale Rechenmethoden. Und damit auch nicht die Atomkraft. 
Denn die Folgekosten haben diese Illusionisten auch noch nicht eingerechnet.

Deutsche Banken unterliegen einem starken Druck ihrer Kunden, nicht in Atomkraft zu investieren. 
Deutschland wird auch keinen Strom von Atomkraftwerken importieren, sondern voll auf regenerative Energien setzten und diese, da langfristig kostengünstiger und umweltfreundlicher, auch exportieren. Jede Kommune in Deutschland baut regenerative Energie aus und verdient damit in einigen Jahren Geld.

Europa kann sich Atomkraft nicht mehr leisten.

Mit freundlichen Grüßen,

Name……    Adresse……
V.i.S.d.P. Brigitte Artmann Rot ALLES ENTFERNEN
Brigitte Artmann

Kreisrätin/Kreisvorsitzende

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

KV Wunsiedel

Am Frauenholz 22

95615 Marktredwitz

Tel   +49 09231 62821

Mobil +49 0178 554 2868

Brigitte.artmann@gruene-fichtelgebirge.de
www.gruene-fichtelgebirge.de
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